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(No. 914.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Sten Dezember 1824., die Auszahlung derjeni⸗ 
gen Gehaltsrate betreffend, welche bei in Unterſuchung geweſenen, aber 
freigeſprochenen öffentlichen Beamten waͤhrend der Amts-Suspenſion ein⸗ 
behalten worden. 


E, find ſeit kurzem einige Falle zu Meiner Kenntniß gekommen, in welchen 
öffentliche Beamte, die zur Unterſuchung gezogen und während derſelben vom 
Amte ſuspendirt, hiernaͤchſt aber freigeſprochen, oder wenigſtens nicht mit der 


Dienſtentſetzung beſtraft worden, die Nachzahlung des im Laufe der Unterſuchung 


ihnen theilweiſe entzogenen Gehalts in Anſpruch genommen haben. Um die 
uber die Zulaͤſſigkeit eines ſolchen Anſpruchs entſtandenen Zweifel zu beſeitigen, 
beſtimme Ich hierdurch Folgendes: 5 d 

1) Wird gegen einen zur Unterſuchung gezogenen und ſuspendirt geweſenen 
Beamten entweder auf vorlaͤufige Freiſprechung, oder auf Strafe, aber 
nicht auf Dienſtentſetzung erkannt; fo erhält derſelbe denjenigen Theil ſei— 
ner einbehaltenen Beſoldung, imgleichen der Emolumente nachträglich aus⸗ 
gezahlt, welcher zur Beſtreitung der durch die Unterſuchung und durch die 
Suspenſion veranlaßten Koſten nicht erforderlich geweſen iſt; uͤber die ge⸗ 
ſchehene Verwendung beſondere Rechenſchaft zu fordern, ſteht ihm jedoch 
nicht zu. 
Auf die Nachzahlung des nach der Beſtimmung der vorgeſetzten Behoͤrde 
verwendeten Theils ſeines Dienſteinkommens, hat ein ſolcher nur vorlaͤufig 
freigeſprochener oder beſtrafter Beamte keinen Anſpruch. 

3) Ob und in wiefern ein durch Urtel und Recht gaͤnzlich freigeſprochener 
Beamte die Nachzahlung des verwendeten Theils des ihm waͤhrend der 
Unterſuchung entzogenen Einkommens zu fordern berechtigt ſey, ſoll von 

Jahrgang 1825. B dem 
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(Ausgegeben zu Berlin den 10ten Februar 1825.) 


ern 
dem Staatsminiſterium nach den Umſtänden „welche die Unterſuchung und 


Suspenſion veranlaßt haben, beurtheilt und daruͤber zu Meiner Entſchei⸗ 
dung in den einzelnen Faͤllen berichtet werden. 


Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 8 


Berlin, den 8ten Dezember 1824. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. ' 


(No. 912.) 


= — 7 — 
(No. 942.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 12ten Januar 1825., betreffend die Unter⸗ 
ſuchungen der Poſtfuhrzettel-Kontraventionen. 


Alk den von dem Staatsminiſterium uͤber die Antraͤge des General-Poſt⸗ 

Meiſters v. Nagler, betreffend die Ausfuͤhrung der Verordnung vom Ioten 

Januar v. J., wegen der Abgabe von Mieths⸗ und Lohnfuhren, erſtatteten Be⸗ 

richt vom Iofen Januar c., beſtimme Ich hierdurch Folgendes: a 

1) Die Poſtaͤmter ſind berechtigt, jede zu ihrer Kenntniß gelangende Poſt⸗ 
fuhrzettel⸗Kontravention ſummariſch zu unterſuchen, durch ein abzufaſſen⸗ 
des Reſolut die Strafe feſtzuſetzen, und ſolche von dem Kontravenienten 
einzuziehen. f 8 

2) Dem Angeſchuldigten ſteht es frei, waͤhrend der ſummariſchen Unterſuchung 
zu jeder Zeit, bis zu deren Schluß auf gerichtliche Unterſuchung und Ab⸗ 

N faſſung eines foͤrmlichen Erkenntniſſes anzutragen. 

3) Ihm bleibt auch freigeſtellt, gegen das Reſolut des Poſtamts binnen zehn 
Tagen, entweder den Rekurs an die oberſte Poſtbehoͤrde zu ergreifen, oder 
gerichtliche Unterſuchung und Entſcheidung zu verlangen. Iſt der Rekurs 
ergriffen, ſo muß es bei der darauf zu ertheilenden Entſcheidung verbleiben, 
und ein gerichtliches Verfahren findet weder vor, noch nach dieſer Ent⸗ 
ſcheidung, weiter ſtatt. a 

4 In allen Fällen, in welchen der Angeſchuldigte auf gerichtliche Unterſuchung 
antraͤgt, hat die Poſtbehoͤrde die verhandelten Akten ſofort an das Gericht 
abzugeben. 

5) In den Rheinprovinzen ſollen die Friedensgerichte bei Poſtfuhrzettel⸗Kon⸗ 
traventionen zur Unterſuchung und Entſcheidung kompetent ſeyn. 


Dieſe Beſtimmungen find durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 


Berlin, den I2ten Januar 1825. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 913.) 


(No. 913.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 15ten Januar 4825., betreffend das den 


Polizeibehörden in den Rheinprovinzen obliegende Verfahren gegen 
die, Öffentlicher Unzucht nachgehenden Weibsperſonen. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 29ſten Dezember v. J. beſtimme 
Ich, daß in allen Staͤdten der Rheinprovinzen die Polizeibehoͤrden von 
Ihnen, dem Polizeiminiſter, authoriſirt werden ſollen, gegen die in oͤffentli⸗ 
cher Unzucht betroffenen oder derſelben nachgehenden Weibsperſonen nach den, 
in den altern Provinzen beſtehenden Vorſchriften zu verfahren, und dieſelben 
mit Gefaͤngniß⸗ oder Zwangsarbeit von Acht Tagen bis Vier Wochen poli⸗ 
zeilich beſtraft werden ſollen. Sie haben hiernach das Weitere zu verfuͤgen. 


Berlin, den Iten Januar 1825. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Frh. v. Altenſtein und v. Schuckmann. 
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